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LIEFERKETTENGESETZ

D ie globalisierte Wirtschaft hat zu massiven 
Lücken im Menschenrechtsschutz geführt. 
Denn die Produkte, die wir hier kaufen, ha­

ben meist einen sehr langen Weg, oft über meh­
rere Kontinente hinweg, in vielen kleinteiligen 
Produktionsschritten hinter sich. Dabei kommt es 
immer wieder zu schweren Menschenrechtsverlet­
zungen, Umweltschäden oder tödlichen Unfällen. 
Freiwillige Selbstverpflichtungen der Unterneh­
men, für Abhilfe zu sorgen, haben nicht dazu ge­
führt, die Missstände zu beheben. Dabei sind sie 
laut den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte dazu verpflichtet, die Menschen­
rechte zu respektieren, ihrer Verletzung vorzu­
beugen und für den Fall, dass solche Verletzungen 
eingetreten sind, Wiedergutmachung zu leisten 
(vgl. Hamm 2016: 479 ff.). Daher haben inzwischen 
Deutschland, die Europäische Union sowie andere 
Staaten Gesetze verabschiedet, die die menschen­
rechtlichen Sorgfaltspflichten von Unternehmen 
verbindlich regeln sollen. 

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte (UNLP), die im Jahr 
2011 vom Menschenrechtsrat der Ver-
einten Nationen verabschiedet wurden, 
verdeutlichen die Verantwortung von 
Wirtschaftsunternehmen. Sie fordern 
alle Unternehmen – unabhängig von ihrer 
Größe, ihrem Sektor und ihrer Struktur 
– dazu auf, die Menschenrechte in allen 
ihren Aktivitäten zu achten. Zudem il-
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lustrieren die Leitprinzipien, wie Unter-
nehmen vorgehen sollten, um den gesell-
schaftlichen Erwartungen an sie gerecht 
zu werden (vgl. UNLP 2011). Die UNLP 
sind die Basis der Lieferkettengesetze in 
Deutschland und der EU.

VOM DEUTSCHEN ZUM EUROPÄISCHEN  
LIEFERKETTENGESETZ  
Das 2021 verabschiedete deutsche Lieferketten­
sorgfaltspflichtengesetz (LkSG) war bereits in 
seiner Entstehung heftig umkämpft. Während 
sich zivilgesellschaftliche Organisationen für eine 
vollumfängliche Umsetzung der unternehmeri­
schen menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten 
nach den UN-Leitprinzipien einsetzten, forder­
ten Wirtschaftslobbyverbände eine möglichst 
schlanke Umsetzung ohne Mehraufwand oder Zu­
satzkosten für Unternehmen – was letztlich eine 
Beibehaltung freiwilliger Bekenntnisse bedeutet 
hätte. Das finale Gesetz war im Ergebnis ein Kom­
promiss. Es verpflichtet Unternehmen zu einer 
Grundsatzerklärung, Risikomanagement, regel­
mäßigen Risikoanalysen, Präventions- und Abhil­
femaßnahmen, Beschwerdemechanismen sowie 
öffentlicher Berichterstattung. 

Das deutsche Lieferkettengesetz stellt einen 
Paradigmenwechsel dar, da es erstmals verbind­
liche und sanktionierbare Regeln schafft. Gleich­
zeitig weist das Gesetz entscheidende Schwächen 
auf: Nur Unternehmen mit über 1.000 Mitarbei­
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tenden sind vom Gesetz erfasst und Betroffene 
haben kaum Möglichkeiten, ihre Rechte einzukla­
gen. Die Anwendung wurde zudem immer weiter 
abgeschwächt. Die Berichtspflichten wurden erst 
ausgesetzt und 2025 per Gesetzesänderung ganz 
gestrichen. Das ergänzende Gesetz regelt auch, 
dass ein Verstoß gegen die fortgeltenden Sorg­
faltspflichten nur bei schweren Vergehen sanktio­
niert wird (vgl. BMAS 2026: o.p.). 

HART UMKÄMPFT, ABER IM KERN  
EIN ERFOLG: DAS EUROPÄISCHE  
LIEFERKETTENGESETZ
Die Europäische Kommission startete den Ge­
setzgebungsprozess der Corporate Sustainability 
Due Diligence Directive (CSDDD), auch EU-Liefer­
kettengesetz genannt, mit großen Ambitionen. 
Doch der Prozess wurde begleitet von intensiven 
Lobbybemühungen der Wirtschaftsverbände und 
Unternehmen, die vor einer überbordenden Büro­
kratisierung und mangelnder Wettbewerbsfähig­
keit warnten. Das Ergebnis wurde dennoch sowohl 
von zivilgesellschaftlicher Seite als auch von vielen 
Unternehmen als wichtiger Meilenstein für Unter­
nehmensverantwortung und für die Wahrung der 
Wettbewerbsfähigkeit für europäische Unterneh­
men begrüßt (vgl. ECCJ 2024: o.p.).

Angesichts des Erstarkens konservativer und 
rechtsextremer Parteien bei den EU-Wahlen 2024 
sowie eines anschließenden kontinuierlichen Lob­
bydrucks (vgl. Somo 2025: o.p., Lobbycontrol 2025: o.p.) 
kündigte Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen mit dem sogenannten „Omnibus I“ ein Paket 
zur Vereinfachung von EU-Vorschriften an (vgl. Eu-
ropäische Union 2025:o.p.). Dieses Vorgehen ist ohne 
Beispiel, denn die Gesetze waren zu diesem Zeit­
punkt noch nicht in Kraft und daher eine Überprü­
fung, was die neuen Gesetze bewirken, noch nicht 
möglich. 

Bei den Omnibus-Verhandlungen wurde das 
EU-Lieferkettengesetz deutlich verwässert. In 
der finalen Fassung, die im Dezember 2025 mit 
den Stimmen rechtsextremer Parteien im EU-
Parlament verabschiedet wurde, ist nur noch ein 
Bruchteil der europäischen Unternehmen erfasst, 

und zwar Unternehmen mit über 5.000 Mitarbei­
tenden und einem Jahresumsatz von über 1,5 Mrd. 
Euro. Würde Deutschland diese Einschränkung 
bei der Umsetzung in deutsches Recht überneh­
men, wären statt – wie ursprünglich vorgesehen – 
954 nur noch 280 Unternehmen in ganz Deutsch­
land vom Gesetz erfasst (vgl. Somo 2026: o.p.). 

Dennoch bringt das europäische Gesetz im 
Vergleich zum deutschen zentrale Verbesserun­
gen für den Menschenrechtsschutz:  

	▸ Der risikobasierte Ansatz ersetzt die Be­
schränkung auf direkte Zulieferer. Dieser ver­
pflichtet die Unternehmen dazu, sich auf die 
Teile der Lieferkette zu konzentrieren, in denen 
besonders hohe Risiken bestehen. 

	▸ Bußgelder können bis zu 3 % des  
Jahresumsatzes betragen. 

	▸ Der Schutz von Natur und Klima wurde  
gestärkt. 

	▸ Es besteht eine Pflicht zur Wiedergutmachung 
von Schäden entlang der Lieferkette – auch wenn 
die Staaten selbst entscheiden können, ob sie zivile 
Haftungsregeln umsetzen, die Betroffenen von 
Menschenrechtsverletzungen Zugang zu Recht 
ermöglichen.

Die EU-Mitgliedsstaaten haben bis 2028 Zeit, 
das Gesetz in nationale Gesetze umzusetzen. 
Die verbindliche Anwendung für Unternehmen 
startet 2029. Diese Phase ist entscheidend, denn 
in der nationalen Umsetzung wird festgelegt, 
ob und wie bestehende Regeln wie das LkSG ge­
sichert oder weiterentwickelt werden (vgl. CorA 
2026/2 Newsletter). 

Nichtregierungsorganisationen rufen die Bun­
desregierung deshalb dazu auf: 

	▸ zivile Haftungsregeln umzusetzen, um Be­
troffenen Klagemöglichkeiten und einen Weg zur 
Wiedergutmachung zu ermöglichen;

	▸ in den Umsetzungs-Richtlinien klare Hand­
lungsanleitungen für einen effektiven risikobasier­
ten Ansatz aufzuzeigen; 

	▸ das völkerrechtliche Rückschrittsverbot (Art. 
2 Abs. 1 IPwskR (UN-Sozialpakt) zu achten und 
den Anwendungsbereich ab 1.000 Mitarbeiten­
den beizubehalten.

Bonn, Juni 2026

HERAUSGEBER:
SÜDWIND e.V. 
Kaiserstraße 201,  
53113 Bonn 
Tel.: +49(0)228-763698-0 
info@suedwind-institut.de 
www.suedwind-institut.de
V.i.S.d.P.: Dr. Ulrike Dufner
Für den Inhalt dieser Publikation ist allein 
SÜDWIND verantwortlich; die hier darge­
stellten Positionen geben nicht den Stand­
punkt von Engagement Global gGmbH und 
dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung wieder.

BANKVERBINDUNG SÜDWIND:

KD-Bank: IBAN:  
DE45 3506 0190 0000 9988 77 
BIC: GENODED1DKD

AUTORIN: Ulrike Lohr
REDAKTION UND LEKTORAT:
Nina Giaramita, Victor Lubaki
GESTALTUNG:  
twotype design, Hamburg

DRUCK UND VERARBEITUNG:
Brandt GmbH, Bonn 
Gedruckt auf Recycling-Papier

  IMPRESSUM  FÖRDERER

factsheet
Die Lieferket­
tengesetze in 
Deutschland  
und der EU:  
Hintergründe, 
Kritik und  
Perspektiven 
2026-11

Gefördert durch  
ENGAGEMENT GLOBAL 
mit Mitteln des

 

  LITERATUR

Das Factsheet beruht auf 
der Studie „Das Ringen 
um Menschenrechte und 
Umweltschutz“.  
Zum Literaturverzeichnis 
geht es hier. 
Die Studie kann hier  
abgerufen werden oder 
über diesen QR-Code.

und der

mailto:info%40suedwind-institut.de?subject=
http://www.suedwind-institut.de
https://t1p.de/00eoi
https://t1p.de/se1lb

